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S. 5 Rechtsbeschwerde des Betroffenen in eigenem Namen,  vertreten durch 
einen Rechtsanwalt  3 6 8  

S. 6 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 3 7 1  

T. Rechtsmittel gegen Beschlüsse des Rechtspflegers am Betreuungsgericht 

T. l  Befristete Beschwerde des Betreuers gegen die Ablehnung der  beantrag­
ten Genehmigung zum Verkauf eines Grundstücks (oder ähnlichen Ge­
schäfts) durch das Betreuungsgericht 3 7 4  

T.2 - nicht belegt - 3 7 7  
T.3 Antrag des Betreuers auf  Herabsetzung der v o m  Betreuten a n  die Staats­

kasse zurückzuerstattenden Betreuungskosten 3 7 7  

X V  



Inha ltsverzeichnis 

U. Rechtsmittel der Betreuer und Verfahrenspfleger gegen ganz oder teilweise 
ablehnende Vergütungs- und Auslagenersatzbeschlüsse 

U . l  Erinnerung des Berufsbetreuers gegen teilweise ablehnenden Vergütungs-
beschluss des Betreuungsgerichts 3 7 9  

U.2 Befristete Beschwerde des berufsmäßig tätigen Verfahrenspflegers gegen 
die Vergütungsfestsetzung 3 8 1  

V. Vollmacht, Betreuungsverfügung u n d  Patientenverfügung 

Einführung 3 8 3  
V.l  Vorsorgevollmacht 3 8 3  
V.2 Vorsorgevollmacht nu r  im Bereich der  Unterbringung bzw. unterbrin­

gungsähnlichen M a ß n a h m e n  und  im Bereich der  gefährlichen ärztlichen 
Eingriffe 3 9 0  

V.3 Generalvollmacht 3 9 2  
V.4 Betreuungsverfügung 3 9 4  
V.5 Patientenverfügung 3 9 6  
V.6 Widerruf  der  v o m  Betroffenen erteilten Vollmacht durch den Kontrollbe­

treuer 3 9 8  
V.7 Untervollmacht des kurzzeitig verhinderten Betreuers/Bevollmächtigten 3 9 9  
V.8 Vollmacht zur Kontrolle des Hauptbevollmächtigten 4 0 1  
V.9 Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen Vollmachtgeber u n d  Bevollmäch­

tigtem 4 0 2  

W. Weitere Anträge zur Personensorge 

W . l  Antrag des Betreuers auf  Zulassung als Beistand des Betroffenen im 
Strafverfahren 4 0 7  

W.2 Antrag des Betreuers auf  betreuungsgerichtliche Genehmigung eines An­
trags au f  Ehescheidung eines geschäftsunfähigen Betreuten 4 0 9  

W.3 Strafantrag des Betreuten vertreten durch den Betreuer 4 1 2  
W.4 Umgangsverbot für Eltern mi t  dem behinderten volljährigen Kind 4 1 4  

Sachregister 4 1 7  

XVI 


